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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Am 8. September 2016 reichte die Finanzkommission des Nationalrats die Motion
„Keine Aufweichung der bewährten Schuldenbremse" ein. Diese beauftragt den
Bundesrat, durch eine Präzisierung der gesetzlichen Bestimmungen zur
Schuldenbremse eine Aufweichung der bisherigen Regelung zu verhindern. Als nötig
erachtete die FK-NR diese Motion, weil sie befürchtete, dass der Bundesrat aufgrund
des Tiefzinsumfeldes Überschüsse im Bundeshaushalt nicht mehr zwingend und
vollständig für den Schuldenabbau einsetzen möchte. Anzeichen für eine solche
Lockerung waren gemäss den Zuger Nationalräten Aeschi (svp, ZG) und Pezzatti (fdp,
ZG) mehrfach vorhanden: der Auftrag des Bundesrates an das EFD, eine „symmetrische
Bewirtschaftung des Ausgleichskontos" vertieft zu prüfen; der Antrag des Bundesrates
beim Voranschlag 2016, Migrationsausgaben von CHF 400 Mio. als ausserordentlich zu
verbuchen; sowie die Motion Müller (cvp, LU), die forderte, dass künftige Überschüsse
auch für die Mitfinanzierung von budgetierten Mehrausgaben im Bereich der
Sozialversicherung verwendet werden können. Eine Lockerung der Schuldenbremse
würde jedoch gemäss FK-NR beim Staat jährlich Mehrausgaben von bis zu CHF 1 Mrd.
nach sich ziehen und damit zu einer weiteren Vergrösserung der Ausgaben zulasten der
nächsten Generation führen. 

Demgegenüber argumentierte der Bundesrat, dass sein Auftrag an das EFD die
Schuldenbremse selbst nicht tangiere. So bestehe das Ziel der Schuldenbremse in
einem dauerhaften Gleichgewicht zwischen Ausgaben und Einnahmen, sie verlange
entsprechend eine Stabilisierung der nominellen Schulden. Stattdessen seien aber seit
2006 dank strukturellen Überschüssen Schulden in der Höhe von CHF 20 Mrd. abgebaut
worden. Diese systembedingten Budgetunterschreitungen hofft der Bundesrat in
Zukunft für andere Zwecke als ausschliesslich für die Schuldenreduktion verwenden zu
können. Er beantragte entsprechend die Ablehnung der Motion, da diese der Prüfung
dieser Frage durch das EFD vorgreifen würde. Thomas Weibel (glp, ZH) ergänzte, dass
neben der Stabilisierung der nominellen Schuld auch die konjunkturpolitische
Stabilisierung zu den Hauptfunktionen der Schuldenbremse gehöre. Dadurch, dass aber
zu hohe Fehlbeträge im Ausgleichskonto innerhalb dreier Jahre abgetragen werden
müssen, während Überschüsse nicht verwendet werden können, werde „die
konjunkturpolitische Wirkung der Schuldenbremse torpediert". Von dieser
Argumentation liess sich der Nationalrat jedoch nicht überzeugen und pflichtete mit
seinem Votum zur Annahme der Motion dem Argument von Albert Vitali (fdp, LU) bei,
wonach sich das Parlament frühzeitig gegen eine Aufweichung der Schuldenbremse
positionieren müsse. 

Der Ständerat liess sich hingegen nicht auf eine inhaltliche Beratung der Motion ein,
sondern nahm einen Ordnungsantrag Graber Konrad (cvp, LU) mit 34 zu 9 Stimmen bei 1
Enthaltung an. Dieser verlangte die Sistierung der Behandlung der Kommissionsmotion,
bis die WAK-SR den Bericht des Bundesrates „Zukunftsperspektiven für die Schweiz",
der auf einem Postulat Grabers beruht, beraten konnte. Der Luzerner Ständerat hatte
argumentiert, dass er mit seinem Ordnungsantrag vor allem verhindern möchte, dass
dieselbe Diskussion zweimal geführt werden müsse. 1

MOTION
DATUM: 08.09.2016
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2017 behandelte der Ständerat die Motion der FK-NR gegen
eine „Aufweichung der bewährten Schuldenbremse“. Dabei stellte Konrad Graber
(cvp, LU) einen Ordnungsantrag auf Sistierung der Behandlung der Motion bis nach der
Beratung des Berichts „Zukunftsperspektiven für die Schweiz”. In dem Bericht würden
dieselben Fragen behandelt, welche im Rahmen dieser Motion relevant seien. Die WAK-
SR werde den Bericht in Kürze beraten und, da diese Fragen „eine breitere Diskussion”
erforderten, werde er beantragen, den Bericht im Plenum zu diskutieren. Bei Annahme
seines Ordnungsantrags müsste man folglich diese Diskussion nicht zweimal führen,
erklärte Graber. Im Namen der FK-SR unterstützte Anita Fetz (sp, BS) den Antrag auf
Sistierung. Philipp Müller (fdp, AG) hingegen erklärte, dass der Grundsatz der
Schuldenbremse nicht angetastet werden solle und der Bericht daher überflüssig sei. Er
lehne den Ordnungsantrag in der Annahme ab, dass die Motion angenommen werde.
Soweit kam es jedoch nicht: Mit 34 zu 9 Stimmen (bei einer Enthaltung) sprach sich der
Ständerat für die Sistierung der Motion aus. 2

MOTION
DATUM: 28.02.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Knapp, mit 7 zu 6 Stimmen, hatte die FK-SR im Januar 2017 beantragt, die Motion gegen
eine Aufweichung der bewährten Schuldenbremse anzunehmen. Die Schuldenbremse
habe sich seit ihrer Annahme durch das Volk bewährt, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. Mehrausgaben durch eine Aufweichung der Schuldenbremse
«Tür und Tor zu öffnen», sei ob der sich verschlechternden Finanzaussichten des
Bundes nicht angebracht. Die unterlegenen Mitglieder der ständerätlichen
Finanzkommission reichten einen Minderheitsantrag Comte (fdp, NE) auf Ablehnung der
Motion ein. Zwar würden sie nicht den Grundsatz der Schuldenbremse in Frage stellen,
wohl aber dessen strikte Auslegung, erklärten sie. Es solle möglich sein, die
strukturellen Überschüssen zumindest teilweise für Investitionen zu verwenden –
gerade hinsichtlich der sich verschlechternden Finanzsituation. Zudem sei es
«eigenartig, eine im Gesetz verankerte [...] Regelung per Motion noch einmal ins Gesetz
aufzunehmen.» 
Letzteren Punkt unterstrich auch Finanzminister Maurer in der Ständeratsdebatte: Er
sehe Schwierigkeiten in der Umsetzung der Motion, da diese eine Präzision des
Gesetzes verlange, so dass eine «Aufweichung der bisherigen Regelung [zur
Schuldenbremse] ausgeschlossen» sei. Bundesrat Maurer verwies überdies noch einmal
auf den Expertenbericht Sturm, der mögliche Szenarien für die Verwendung der
strukturellen Überschüsse aufzeigt. Dieser verdeutliche, dass zukünftig unter anderem
aufgrund des neuen Rechnungsmodells des Bundes die Überschüsse kaum mehr so
hoch ausfallen dürften wie in den letzten Jahren. Bis im Frühjahr 2019 wolle der
Bundesrat jedoch den durch diese Überschüsse entstehenden Spielraum in einer
Gesamtschau ausloten. Nach dem Willen der Ständeratsmehrheit ist eine solche
Gesamtschau jedoch unnötig: Mit 23 zu 21 Stimmen wurde die Motion knapp
angenommen. 3

MOTION
DATUM: 12.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Die Regierung habe die Bundesaufgaben strategisch zu überprüfen und den
Bundeshaushalt jährlich um CHF 1,5 Mrd. zu entlasten. Dies forderten National- und
Ständerat in der Herbst- bzw. Wintersession 2015 und überwiesen eine mit 14 zu 9
Stimmen angenommene Motion der Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) an den
Bundesrat. Die Motion sah vor, dass die Ergebnisse der Überprüfung über die
Voranschläge 2017 bis 2019 umgesetzt werden sollten. Im Nationalrat war eine
Minderheit Hadorn (sp, SO), die sich irritiert darüber gezeigt hatte, dass die Räte, deren
ständige Pflicht es sei, die Aufgaben strategisch zu überprüfen, nun dem ausführenden
Bundesrat diesen Auftrag erteilen wolle, mit 53 zu 107 Stimmen deutlich unterlegen.
Keine Unterstützung hatte die Motion von der Mehrheit der Finanzkommission des
Ständerates (FK-SR) erhalten. Diese hatte den Vorstoss mit mit 6 zu 4 Stimmen bei 1
Enthaltung abgelehnt, unterlag dann in der kleinen Kammer aber einer Minderheit Hefti
(fdp, GL) mit 16 zu 24 Stimmen. Der Bundesrat hatte die Motion unterstützt, da, so
Finanzministerin Widmer-Schlumpf, die Annahme eigentlich keinen Einfluss auf die
Sparmassnahmen des Bundesrats habe. 4

MOTION
DATUM: 24.09.2015
DAVID ZUMBACH

Mit der Motion Müller (cvp, LU) „Neuer Spielraum für die Verwendung von
Überschüssen" soll der Bundesrat beauftragt werden, Möglichkeiten aufzuzeigen,
Überschüsse im Bundeshaushalt bei einer Netto-Schuldenquote von maximal 10
Prozent des BIP in Zukunft zur Hälfte für den AHV-Ausgleichsfonds einsetzen zu
können. Der Motionär stösst sich daran, dass Überschüsse aus dem Budget unabhängig
von der Schuldenhöhe ausschliesslich für den Schuldenabbau verwendet werden
können und somit dringende Aufgaben wie die Sicherung der Altersvorsorge
zurückstehen müssen. 

Der Bundesrat präzisierte die Forderung Müllers, indem er die Verwendung der
Überschüsse gemäss den Vorgaben der Schuldenbremse auf die strukturellen
Überschüsse beschränkte. Diese seien zur Hälfte auf Mehreinnahmen bei der
Verrechnungssteuer zurückzuführen, deren zukünftige Entwicklung jedoch unklar sei.
Würden somit nur die Hälfte der strukturellen Überschüsse aufgrund der Kreditreste an
die AHV ausbezahlt, erhielte diese dadurch rund CHF 600 Mio. zusätzlich zum
jährlichen Bundesbeitrag an die AHV von CHF 8,2 Mrd. (2015). Da der Bundesrat jedoch
allgemein dabei sei, zu prüfen, ob eine Anpassung der Regeln der Schuldenbremse
sinnvoll sei, sei eine Fokussierung auf die AHV verfrüht. Folglich empfahl der Bundesrat
die Motion zur Ablehnung. 5

MOTION
DATUM: 17.03.2016
ANJA HEIDELBERGER
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In seiner Botschaft zum Bundesgesetz über das Stabilisierungsprogramm 2017-2019
beantragte der Bundesrat, die Motion „Strategische Überprüfung der
Bundesaufgaben“ abzuschreiben. Er argumentierte, dass mit den im Voranschlag 2016
und dem Stabilisierungsprogramm 2017-2019 ergriffenen Massnahmen die
Kernforderung der Motion – die Entlastung des Haushalts um mindestens CHF 1,5 Mrd.
durch strategische Überprüfung der Bundesausgaben – erfüllt worden sei. So sei die
ausgabenseitige Entlastung sowohl durch Aufgabenverzicht als auch durch Reformen
und Effizienzsteigerungen erzielt worden, ohne dass dabei die Kernaufgaben des
Staates gefährdet worden wären. Sowohl der Ständerat (am 28.09.2016) als auch der
Nationalrat (am 30.11.2016) folgten dem bundesrätlichen Antrag und schrieben die
Motion ab. 6

MOTION
DATUM: 25.05.2016
ANJA HEIDELBERGER

Ohne grosse Debatte – einzig Motionär Müller (cvp, LU) und Bundesrat Maurer äusserten
sich zur Motion "Neuer Spielraum für die Verwendung von Überschüssen" – lehnte der
Nationalrat in der Sommersession 2017 den Vorschlag ab, dass der Bundesrat Regeln
ausarbeiten solle, wie in Zukunft nicht der gesamte Überschuss für den Schuldenabbau
verwendet werden müsse. Für die Motion sprachen sich 81 Parlamentarierinnen und
Parlamentarier aus der SP-, Grünen- sowie CVP/EVP-Fraktion aus, dagegen stimmten
geschlossen alle anderen Fraktionen (109 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen). 7

MOTION
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

Voranschlag

Bereits vor der Budgetdebatte hatte eine knappe Mehrheit (71:72) des Nationalrats eine
Motion der Finanzkommissionen beider Räte abgelehnt, welche eine Konkretisierung
der Sparmotion Vorjahres verlangte: Der Bundesrat hätte damit beauftragt werden
sollen, dem Parlament bis spätestens 1992 Anderungen oder Streichungen von
Bundeserlassen (Gesetze, Bundesbeschlüsse usw.) zu beantragen, die für die Budgets
1992/93 das Wachstum der Ausgaben des Bundes in Übereinstimmung mit dem
Wirtschaftswachstum bringen würden. (Der SR hatte diese Motion mit klarem Mehr
überwiesen) Unmittelbar nach seiner nicht gerade von Spardisziplin geprägten
Budgetdebatte behandelte der Nationalrat eine Neuauflage der im Vorjahr
überwiesenen Sparmotion, welche verlangt, dass das Ausgabenwachstum des Bundes
mit dem Wirtschaftswachstum in Einklang zu bringen ist. Diesmal dominierten die
Zweifel an der praktischen Realisierbarkeit der Forderung. Die Fronten verliefen gleich
wie bei der Motion vor der Budgetdebatte: Die geschlossene SP-Fraktion, unterstützt
von relativ starken Minderheiten der FDP und der CVP sorgten für eine knappe
Ablehnung (84:87). Im übrigen überwies der Nationalrat ein Postulat seiner
Finanzkommission, welches den Bundesrat einlädt, künftig seine Botschaft über den
Voranschlag der Eidgenossenschaft den Finanzkommissionen spätestens Mitte
September vorzulegen. 8

MOTION
DATUM: 11.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Von drei Motionen Graber (lp, NE) (Mo. 94.3429), Columberg (cvp, GR) (Mo. 94.3472)
und der liberalen Fraktion (Mo. 93.3568), die den Bundesrat ersuchten, dem Parlament
Vorschläge für einen Abbau der gesetzlichen Vorgaben und der Detailschriften zu
unterbreiten, um so ebenfalls Ausgaben zu bremsen, wurden die beiden ersten im
Berichtsjahr vom Nationalrat, diejenigen der liberalen Fraktion von beiden Kammern
überwiesen. 9

MOTION
DATUM: 16.12.1994
EVA MÜLLER

Der Nationalrat lehnte zwei Motionen der SVP Fraktion ab. Die erste hatte vom
Bundesrat verlangt, gleichzeitig mit dem Budget u.a. die im vorangegangenen Jahr von
Parlament und Verwaltung beschlossenen Steuern, Abgaben und Gebühren zu
veröffentlichen. Der Bundesrat war der Meinung, die Steuerbelastung sei transparent
genug. Der zweite Vorstoss (Mo. 06.3590) forderte eine Anpassung der Definition der
Zwangsabgabenquote und der Staatsquote an die OECD-Standards. Gemäss Bundesrat
stünden die Daten zur Fiskal- und Staatsquote im Einklang mit den
Standarddefinitionen der OECD und der EU. Die von der SVP erwähnten Prämien für die
Krankenversicherung und die Beiträge an die berufliche Vorsorge seien von der
Berechnung der Fiskalquote auszuschliessen, weil es sich um Leistungen an private
Institutionen handle. Die Tatsache, dass Prämien obligatorisch sind, bilde noch kein
ausreichendes Kriterium dafür, sie zu den obligatorischen Abgaben der öffentlichen
Verwaltungen zu zählen. Um die Transparenz der Berechnungen zu gewährleisten,
veröffentliche das EFD jährlich Zusatztabellen, die alle Abgaben mit obligatorischem

MOTION
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH
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Charakter und gemäss verschiedenen Definitionen darstellen. 10

Mit einer Motion wollte Ständerat Büttiker (fdp, SO) die Befugnisse der
Schweizerischen Steuerkonferenz (SSK)  beschneiden und diese wieder auf die
informelle Ebene zurückführen. Die SSK hat die Rechtsform eines Vereins, ihr gehören
alle 26 kantonalen Steuerverwaltungen und die Eidgenössische Steuerverwaltung an. Sie
unterstützt die Arbeit dieser Ämter mit Wegleitungen, Kreisschreiben und
Publikationen, die jedoch keinen bindenden Charakter haben. Die Motion Büttiker
richtete sich gegen den zunehmend grösseren Einfluss, den diese Institution auf die
Politik ausübe ohne dazu formal berechtigt zu sein. Der Bundesrat anerkannte
Probleme in der Kommunikation und im Dialog mit anderen Akteuren, empfahl jedoch
die Ablehnung der Motion, da er Probleme bei der rechtlichen Umsetzung sah. Gegen
diese Argumente nahm der Ständerat die Motion an. Im Nationalrat war von Sylvia
Flückiger-Bäni (svp, AR) eine gleichlautendende Motion (Mo. 09.3640) hängig. 11

MOTION
DATUM: 15.09.2009
NATHALIE GIGER

Im Vorjahr hatte der Ständerat gegen den Willen des Bundesrates eine Motion Büttiker
(fdp, SO) angenommen, die die Befugnisse der Schweizerischen Steuerkonferenz (SSK)
beschneiden und diese wieder auf die informelle Ebene zurückführen will. Der Vorstoss
richtet sich gegen den zunehmend grösseren Einfluss, den diese Institution auf die
Politik ausübt ohne dazu formal berechtigt zu sein. Auch im Nationalrat fand der
Vorstoss Gehör und wurde diskussionslos angenommen. Eine gleichlautende Motion
von Nationalrätin Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG) (Mo. 09.3640) wurde daraufhin
zurückgezogen. 12

MOTION
DATUM: 18.03.2010
NATHALIE GIGER

In der Wintersession 2016 behandelte der Ständerat die von Josef Dittli (fdp, UR) im
September 2016 eingereichte Motion mit dem Titel „Teuerung nur ausgleichen, wenn
Teuerung anfällt". Mit der Motion wurde beanstandet, dass bei Rahmen- und
Verpflichtungskrediten nicht die tatsächliche Teuerung abgerechnet wird, sondern
Beträge entsprechend den Teuerungsannahmen bezogen werden. Dies führte bei
mehrjährigen Finanzbeschlüssen in den letzten Jahren aufgrund der zu hoch
geschätzten Teuerung zu Mehrausgaben und ermöglichte eine Verwendung allfälliger
teuerungsbedingter Minderausgaben bei Mehrjahreskrediten als taktische Reserven,
wodurch Mehrjahreskredite gegenüber jährlich aufgeführten Krediten bevorteilt
werden. Bereits im Juni 2016 hatte die FDP-Fraktion eine ähnlich lautende Motion mit
dem Titel „Teuerung nur ausgleichen, wenn es eine Teuerung gibt" (Mo. 16.3451)
eingereicht, die bisher von den beiden Räten noch nicht behandelt wurde. Sie sieht
vor, Verpflichtungskredite und Zahlungsrahmen im Umfang der veranschlagten
Teuerung so lange zu sperren, bis sich die zugrundeliegende Teuerungsannahme
bewahrheitet. Bei der Behandlung der Motion Dittli verwies der Bundesrat auf seine
Antwort zur Motion der FDP-Fraktion, in der er argumentiert hatte, dass die
Teuerungsproblematik bei mehrjährigen Finanzbeschlüssen entschärft werde, indem
die schwach gebundenen Ausgaben in verschiedenen Programmen (KOP 12/13, KAP
2014, Voranschlag 2016, Stabilisierungsprogramm 2017-2019) gegenüber früheren
Planungen gekürzt wurden. Zudem treffe der Bundesrat verschiedene Massnahmen zur
Verbesserung der Überprüfung der Teuerung und der diesbezüglichen
Berichterstattung. Eine konkrete Abrechnung der Teuerung sei aber zum Beispiel bei
den Verpflichtungskrediten kaum möglich, da diese aufgrund von Werkverträgen
abgerechnet werden. Grundsätzlich bestehe zudem die Gefahr, dass in Zukunft die
Forderung nach einem automatischen, laufenden Ausgleich der Teuerung laut werde,
wodurch Regierung und Parlament bezüglich des Budgets weiter an Freiheit verlieren
würden. Entsprechend beantragte Bundesrat Maurer, „bei einem zwar
unvollkommenen, aber praktikablen System zu bleiben." Der Ständerat folgte diesem
Antrag jedoch nicht und nahm die Motion mit 27 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung an.
In der Frühjahrssession 2017 wird sich der Nationalrat mit dieser Problematik
befassen. 13

MOTION
DATUM: 05.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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Olivier Feller (fdp, VD) reagierte kurz nach der Ablehnung des Voranschlags 2017 in der
ersten Besprechung durch den Nationalrat mit einer Motion, welche die „Ausarbeitung
einer Regelung für den Fall, dass der Bund am 1. Januar ohne Budget dasteht“, zum
Ziel hatte. Dieser Vorfall hatte gemäss dem Motionär verdeutlicht, dass ohne
angenommenen Voranschlag keine rechtlichen Grundlagen für die Fortzahlung
laufender Kosten vorgesehen sind. In den Kantonen gibt es verschiedene
entsprechende Gesetze, welche zum Beispiel die Fortzahlung der Ausgaben auf Basis
des vorjährigen Haushaltsbudgets oder derjenigen Ausgaben, welche für die
ordentliche und wirtschaftliche Verwaltungstätigkeit unerlässlich sind, erlauben. Der
Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass der Voranschlag seit 1872 sieben Mal
aufgrund von Volksabstimmungen oder internationalen Verträgen an den Bundesrat
zurückgewiesen worden sei, wobei das Parlament jeweils einen provisorischen
Voranschlag verabschiedet hatte. Der Bundesrat lehnte die Motion Feller daher in der
Sorge ab, dass eine gesetzliche Regelung dieser Problematik die Hürde für eine
Ablehnung des Voranschlags in den eidgenössischen Räten senken könnte, es
entsprechend häufiger zu Rückweisungen des Voranschlags und somit zu einer
verstärkten Politisierung der Beratung des Voranschlags kommen würde. Dadurch dass
eine gesetzliche Regelung zudem nicht alle Eventualitäten abdecken könne, würde sie
allenfalls eine pragmatische Übergangslösung behindern. Aus diesen Gründen sei
bereits bei der Totalrevision des Parlamentsgesetzes von 2002 trotz entsprechenden
Diskussionen auf eine solche Regelung verzichtet worden. 14

MOTION
DATUM: 05.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

In der Behandlung der Motion Dittli „Teuerung nur ausgleichen, wenn Teuerung
anfällt" durch den Nationalrat in der Sondersession 2017 bezweifelte Albert Vitali (fdp,
LU) im Namen der Kommission die Lösungsbereitschaft des Bundesrates, da dieser die
in seinem Bericht vom Mai 2016 vorgeschlagenen Massnahmen bisher nicht in Angriff
genommen habe. Für die Minderheit der Kommission verteidigte Philipp Hadorn (sp,
SO) die Anstrengungen des Bundesrates. Mit den Kürzungen der schwach gebundenen
Ausgaben in Voranschlägen und dem Stabilisierungsprogramm, der Teuerungskorrektur
im Voranschlag 2018 und dem Finanzplan 2019-2021, der angekündigte Prüfung von
Korrekturen bei zu hoher Differenz zwischen angenommener und effektiver Teuerung
sowie der Verbesserung der Berichterstattung seien zahlreiche Massnahmen ergriffen
worden. Zudem hätten vom Teuerungsausgleich in der Vergangenheit vor allem die
Bildung und die Landwirtschaft profitiert, wogegen die Parlamentsmehrheit kaum etwas
einzuwenden hätte. Überdies seien gerade von langjährigen Finanzbeschlüssen vielfach
Löhne betroffen, die das Parlament kaum senken wolle. 
Bundesrat Maurer erinnerte den Nationalrat zudem daran, dass es das Parlament war,
das in den letzten Jahren auf die vom Bundesrat vorgeschlagenen Kürzungen zur
Korrektur der Teuerung insbesondere in den Bereichen Bildung, Landwirtschaft und
Armee verzichtet hatte. Entsprechend erachtete er es als sinnvoller, dem Bundesrat
und dem Parlament die Handlungsfreiheit zu bewahren und die Korrektur des
Teuerungsausgleichs von Fall zu Fall zu beurteilen. Dennoch sprachen sich 133
Nationalrätinnen und Nationalräte für die Motion Dittli aus, 55 waren dagegen (keine
Enthaltungen). Befürwortet wurde die Änderung geschlossen von der SVP-, BDP-, GLP-
sowie mehrheitlich von der FDP- und CVP/EVP-Fraktion, abgelehnt wurde sie
geschlossen von der SP- und Grünen-Fraktion. Aufgrund des Erfolgs der Motion Dittli
entschied sich die FDP-Fraktion zudem dazu, ihre Motion „Teuerung nur ausgleichen,
wenn es eine Teuerung gibt" (Mo. 16.3451), die ein sehr ähnliches Anliegen verfolgte,
zurückzuziehen. 15

MOTION
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2018 zog Olivier Feller (fdp, VD) seine Motion zur Ausarbeitung
einer Regelung für den Fall, dass der Bund am 1. Januar ohne Budget dasteht, zurück.
Er habe mit seiner Motion beabsichtigt, eine Lücke in der Gesetzgebung zu schliessen.
Da aber der Bundesrat der Ansicht sei, dass eine solche nicht bestehe, werde er den
Vorstoss nicht weiterverfolgen, erklärte der Motionär. 16

MOTION
DATUM: 28.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2016, S. 1852 ff.; AB SR, 2017, S. 45 f.
2) AB SR, 2017, S. 45 f.
3) AB SR, 2018, S. 504 ff.; Kommissionsbericht FK-SR vom 16.1.17
4) AB NR, 2015, S. 1842 ff.; AB SR, 2015, S. 1219; Kommissionsbericht FK-S
5) Curia Vista, Mo. 16.3172
6) AB NR, 2016, S. 1900 ff.; AB SR, 2016, S. 823 ff.; BBl, 2016, S. 4691 ff.
7) AB NR, 2017, S. 839 f.
8) AB NR, 1990, S. 2145 ff.; AB NR, 1990, S. 2148; AB SR, 1990, S. 1025
9) AB NR, 1994, S. 2465; AB NR, 1994, S. 2466; AB NR, 1994, S. 591; AB SR, 1994, S. 854
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10) AB NR, 2006, S. 604 f. und 2028 sowie Beilagen V, S. 336.
11) AB SR, 2009, S. 899 ff.
12) AB NR, 2010, S. 528 f. 
13) AB SR, 2016, S. 999 f.
14) Curia Vista, Mo. 16.3941
15) AB NR, 2017, S. 693 ff.
16) AB NR, 2018, S. 79
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